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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Ursprünglich im Rahmen des Stabilisierungsprogramms 2017-2019 geplant, hatten die
Büros des National- und Ständerats im Herbst 2016 die Behandlung des Bundesgesetzes
über Aufgaben, Organisation und Finanzierung der Eidgenössischen Stiftungsaufsicht
(ESAG) sistiert und den Rechtskommissionen zugewiesen. Die Vorlage sollte die
Rahmenbedingungen für die Umwandlung der ESA in eine öffentlich-rechtliche Anstalt
mit eigener Rechtspersönlichkeit und eigener Rechnung festlegen. Mit der Sistierung
sollten jedoch zuerst die Entscheidungen des Parlaments zu konnexen Geschäften
abgewartet werden. 
Im April 2017 gab die RK-SR bekannt, dass sie mit 9 zu 2 Stimmen (bei einer Enthaltung)
keine Auslagerung der Stiftungsaufsicht möchte und somit auf ein Eintreten verzichte.
Zuvor hatte sie Vertretungen der Stiftungsverbände Swissfoundations und Profonds
angehört und den Evaluationsbericht der EFK zur Wirksamkeit von „klassischen"
Stiftungen beraten. Dabei kritisierte die Mehrheit der RK-SR insbesondere, dass sich
die Vorlage des Bundesrates ausschliesslich mit der Organisation der Stiftungsaufsicht
befasse und die Thematik nicht umfassend behandle. 
Für die RK-SR erklärte Fabio Abate (fdp, TI) dem Ständerat in der Sommersession, dass
die ESA durch die Umwandlung formell von Weisungen des Bundesrates oder von
Verwaltungsbehörden befreit wäre und vollständig eigenfinanziert würde. Dadurch
könne der Bundeshaushalt durch eine Reduktion des Personalbestands um CHF
650'000 pro Jahr entlastet werden. Gleichzeitig könne dadurch die Plafonierung des
Bundespersonalbestands umgangen werden, welche selbst die Schaffung
gebührenfinanzierter neuer Stellen verhindere. Keinen Einfluss hätte dies auf die
Bestimmungen des Zivilgesetzbuches zu Inhalt und Umfang der Stiftungsaufsicht oder
auf die Kompetenzaufteilung zwischen der eidgenössischen Stiftungsaufsicht und den
kantonalen Stiftungsaufsichtsbehörden. Gerade diesen letzten Punkt bestritt jedoch
Ständerat Cramer (gp, GE): Zur Auslagerung der Stiftungsaufsicht müsse gemäss EFK
zwingend das Zivilgesetzbuch (v.a. Art. 84) angepasst werden, was ausführliche
Änderungen sowie ein Vernehmlassungsverfahren mit sich bringen würde.
Entsprechend sei die Aufarbeitung dieser Vorlage durch den Bundesrat unvollständig.
Roland Eberle (svp, TG) ergänzte zusammenfassend, dass die heutige Stiftungsaufsicht
auf Bundes- und Kantonsebene funktioniere und es sich somit lediglich um ein
Ressourcenproblem handle. Dies sei aber nicht Grund genug, ein gut funktionierendes
System infrage zu stellen. Demgegenüber argumentierten Christian Levrat (sp, FR) und
Bundesrat Berset, dass sie bisher kaum Gründe gehört hätten, nicht auf das Geschäft
einzutreten. So sei die Tatsache, dass die Vorlage im Rahmen des
Stabilisierungsprogramms eingebracht worden war, kaum Grund genug, den
Änderungsvorschlag noch nicht einmal zu besprechen. Der Innenminister betonte
zudem, dass sich diese Organisationsform in sechzehn Kantonen bereits bewährt habe
und dass die EFK gemäss ihrem Bericht eine Umwandlung ausdrücklich unterstütze.
Dennoch sprach sich der Ständerat mit 31 zu 8 Stimmen (4 Enthaltungen) relativ
deutlich gegen ein Eintreten aus. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2017
ANJA HEIDELBERGER

In der Wintersession 2017 beschäftigte sich der Nationalrat mit einem Gesetzesentwurf
zur Ausgliederung der Eidgenössischen Stiftungsaufsicht aus der zentralen
Bundesverwaltung und ihrer Umgestaltung in eine öffentlich-rechtliche Anstalt, wie sie
im Rahmen des Stabilisierungsprogramms 2017-2019 angedacht worden war. Obwohl
die Kommission für Rechtsfragen festgestellt hatte, dass die Stiftungsaufsicht im
Rahmen der Bundesverwaltung der Corporate-Governance-Regelung formell nicht in
allen Punkten entspricht, sah die FK-NR gemäss Karl Vogler (csp, OW) mit Verweis auf
entsprechende Aussagen aus der Verwaltung keine zwingenden Gründe für eine
Auslagerung. Da durch eine Verselbständigung zudem Mehrkosten entstünden, welche
die Stiftungen tragen müssten, beantragte die Mehrheit der FK-NR, wie bereits der
Ständerat, nicht auf die Vorlage einzutreten. Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE) nahm
die Argumentationen der Befürworter aus dem Ständerat wieder auf, wonach ihre
Einreichung im Rahmen des Stabilisierungsprogramms noch kein Grund sei, auf eine
Diskussion über die Auslagerung der Stiftungsaufsicht zu verzichten. Zudem hätten sich
in der Vernehmlassung der schweizerische Dachverband der gemeinnützigen Stiftungen
und Vereine (pro Fonds) sowie der Verband der Schweizer Förderstiftungen (Swiss
Foundations) für eine Änderung und somit für mehr Autonomie für die Stiftungen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2017
ANJA HEIDELBERGER
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ausgesprochen. Auch die EFK befürworte gemäss Fehlmann Rielle eine Auslagerung,
weil die einzelnen Fälle immer komplexer würden und sich der Einstellungsstopp in der
Bundesverwaltung dadurch negativ auf die Kontrolle der Stiftungen auswirken könnte.
Somit sei eine inhaltliche Diskussion dringend nötig, zumal sie im Ständerat nicht
stattgefunden habe. Trotz ähnlicher Argumentation durch Bundesrat Berset verzichtete
auch die grosse Kammer mit 135 zu 46 Stimmen (4 Enthaltungen) auf Eintreten und
versenkte damit die Vorlage. 2

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

Da der Nationalrat nicht auf die parlamentarische Initiative Joder (svp, BE; Pa.Iv. 11.418)
«Gesetzliche Anerkennung der Verantwortung der Pflege» eingetreten war, wollte sich
der Berufsverband der Pflegefachfrauen und Pflegefachmänner (SBK) über den Weg
des Volkes Gehör verschaffen und lancierte im Januar 2017 eine Initiative mit dem Titel
«Für eine starke Pflege» (Pflegeinitiative). Damit tat er es der Hausärzteschaft gleich,
die 2009 die Hausarzt-Initiative lanciert hatte. Das Initiativkomitee war breit
abgestützt: Unter den 27 Urheberinnen und Urhebern befanden sich neben Ärztinnen
und Ärzten sowie Personen aus dem Pflegebereich zahlreiche (ehemalige)
Nationalrätinnen und Nationalräte von allen grösseren Parteien – mit Ausnahme der
FDP. 
Gefordert werden in dem offen gehaltenen Initiativtext neben der Förderung der Pflege
durch Bund und Kantone auch die Sicherstellung einer genügenden Zahl an
diplomierten Pflegefachpersonen. Gemäss den Medien erklärte die Präsidentin des SBK,
Helena Zaugg, dass man zudem eine Aufwertung des Pflegeberufes erreichen wolle, dies
unter anderem mit familienfreundlicheren Arbeitsmodellen, einem besseren Lohn
während der Ausbildung und mehr Kompetenzen. Es gelte, die pflegerische
Grundversorgung zu sichern. Dem Tagesanzeiger zufolge bedürfe es zurzeit in der
Schweiz jährlich 4'700 neu diplomierter Pflegefachpersonen, in Zukunft gar 6'000. An
einer höheren Fachschule oder Fachhochschule hätten in den vergangenen fünf Jahren
durchschnittlich aber nie mehr als 2'500 Personen abgeschlossen. Daher würden 40
Prozent der neu angestellten Pflegefachpersonen aus dem Ausland rekrutiert. Weiter
würden viele Pflegefachkräfte ihrem Beruf den Rücken kehren. Vor dem Hintergrund
der demografischen Entwicklungen dürfte sich das Problem durch eine zu niedrige
Anzahl Pflegefachkräfte zusätzlich verschärfen. 
An der Initiative kritisiert wurde die Abrechnung pflegerischer Leistungen durch die
Pflegepersonen. Insbesondere die Krankenkassen befürchteten, dass dies eine
Ausweitung verbunden mit Mehrkosten und höheren Prämien zur Folge haben könnte.
Ebenfalls auf Widerstand stiess die Initiative bei den Verbänden der Spitäler, Spitex und
Altersheime. Obwohl sie die Ziele der SBK teilten, hielten sie die Initiative nicht für
zweckmässig, da sie der Privilegierung einzelner Berufe in der Verfassung kritisch
gegenüberstünden und befürchteten, dass die Kantone Einfluss an den Bund verlieren
könnten. Die Initiative sei zu vage formuliert, was bei ihrer Auslegung Probleme
verursachen könne, und zudem gäbe es Unklarheiten bezüglich finanzieller
Konsequenzen. Daher forderten die drei Verbände einen Gegenvorschlag. 
Nach einer Sammelzeit von rund acht Monaten wurde die Initiative am 7. November
2017 bei der Bundeskanzlei eingereicht. Am 29. November 2017 gab die BK bekannt,
dass die Initiative mit 114'078 gültigen Unterschriften zu Stande gekommen sei. 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.11.2017
JOËLLE SCHNEUWLY

Zu dem am 20. Mai 2019 in Vernehmlassung gegebenen Vorentwurf der SGK-NR zum
indirekten Gegenvorschlag der Pflegeinitiative gingen bis zum 14. August 2019
insgesamt 152 Stellungnahmen ein. Während die Vorlage von weiten Kreisen
grundsätzlich befürwortet wurde, nahmen drei Kantone (SZ, ZG und ZH), die SVP,
Economiesuisse, Santésuisse und die Helsana eine ablehnende Haltung ein, die sie
unter anderem mit dem Föderalismus oder im Falle von Santésuisse mit einem
fehlenden gesetzgeberischen Handlungsbedarf begründeten. 
Bezüglich der einzelnen Massnahmen, die von der Kommission vorgeschlagen worden
waren, zeigte sich, dass insbesondere die Beiträge der Kantone zu den
Ausbildungsleistungen der Spitäler, Pflegeheime und Spitexorganisationen im
Allgemeinen sehr gut aufgenommen wurden – dies unter anderem von der GDK, 18
Kantonen, von allen Parteien (ausser der SVP), dem SGV, dem Centre Patronal, aber

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.08.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

01.01.65 - 01.01.22 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



auch von den Gewerkschaftsdachverbänden, den Leistungserbringenden,
Berufsverbänden und Bildungseinrichtungen sowie von Curafutura und drei der
Santésuisse angehörigen Versicherern. 
Nicht unterstützt wurden von der GDK und 14 Kantonen indes Beiträge für
Auszubildende in der Krankenpflege an einer HF oder FH. Dabei stellte für sie vor allem
die Verpflichtung der Kantone ein Problem dar; einer Kann-Formulierung würden sie
jedoch zustimmen. Mit Ausnahme der FDP.Liberalen und der SVP befürworteten neben
allen Parteien auch die Gewerkschaften, alle Leistungserbringende, Berufsverbände
und Bildungsinstitutionen die Ausbildungsbeiträge. Gespalten zeigten sich die
Versicherer. 
Ebenfalls umstritten war die Begrenzung der Gültigkeitsdauer des Gesetzes auf acht
Jahre. Während die GDK, 17 Kantone wie auch vier Parteien, die Gewerkschaften, der
SGV und eine Mehrheit der Leistungserbringenden sich dagegen aussprachen, weil sie
eine zeitliche Limitierung nicht für wirksam hielten, resp. der Ansicht waren, dass das
Problem des Fachkräftemangels innerhalb dieses Zeitrahmens nicht gelöst werden
könne, unterstützten diejenigen Versicherer, die dem Gegenvorschlag positiv
gegenüberstanden, eine solche Begrenzung. 
Die Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmer sprach sich für
eine gesetzliche Verankerung von bestimmten Leistungen, welche die
Pflegefachpersonen selbstständig durchführen dürfen, aus. Es wurden allerdings einige
Änderungsvorschläge angebracht. So war es der GDK und 17 Kantonen wichtig, dass
Pflegefachkräfte nicht nur in der Lage seien, die pflegerische Grundversorgung in
eigener Verantwortung durchzuführen, sondern diese für limitierte Zeiträume selbst
auch delegieren zu können. Curafutura, Swica und Visana befürworteten die
Einräumung der neuen Kompetenzen, forderten aber eine Vereinbarung der
Modalitäten zwischen den Versicherern und den Pflegeverbänden. Die FDP.Die
Liberalen, die GLP und der SGV wollten, dass ein Zulassungsvertrag mit einem oder
mehreren Versicherern abgeschlossen werden müsse. Gutgeheissen wurde die
Kompetenzerweiterung im Bereich der Grundpflege von der FMH, für den Bereich der
psychiatrischen Grundpflege hingegen sprach sie sich dagegen aus. 
Für die beiden Dachverbände der Versicherer, Curafutura und Santésuisse, hatten
Leistungsaufträge, die verbindliche Regelungen über die zu erbringenden
Ausbildungsleistungen enthalten, im KVG keinen Platz. Bei den Kantonen war die
Mehrzahl der Auffassung, dass sie selbst über diese Regelung verfügen können sollten.
Leistungserbringende und Berufsverbände wünschten sich eine Verknüpfung solcher
Leistungsaufträge mit den von den Kantonen erteilten Betriebsbewilligungen.
Was die Einführung der Vertragsfreiheit von Pflegefachleuten betrifft, so stiess diese
bei den meisten Kantonen, den Gewerkschaften, Leistungserbringenden,
Berufsverbänden wie auch bei Curafutura und der Visana nicht auf offene Ohren. Wenn
es hingegen nach Santésuisse ginge, müssten, falls die Kompetenzen der
Pflegefachfrauen und -männern erweitert würden, der Vertragszwang gelockert oder
eine Einzelvereinbarung zwischen den Versicherern und den Pflegevertretern getroffen
werden. 
Die Pflicht, einen Gesamtarbeitsvertrag abzuschliessen, fand abgesehen von den
Gewerkschaften, linksgrünen Parteien und Bildungsinstitutionen keine Unterstützung. 4

Medizinische Forschung

Angesichts mehrerer anstehender Volksbegehren zu diesem Bereich – so etwa der 1993
eingereichten Volksinitiative «Zum Schutz von Leben und Umwelt vor
Genmanipulation» – meldete sich die 1991 gegründete Stiftung «Gen Suisse» vermehrt
in den Medien zu Wort. Sie verwies insbesondere darauf, dass die Gentechnologie
heute aus dem medizinischen Alltag nicht mehr wegzudenken sei und äusserst
vielversprechende Zukunftschancen bei der Herstellung von Impfstoffen und
Medikamenten eröffne. Alt Nationalrätin Eva Segmüller (cvp, SG), betonte als
Vizepräsidentin der Stiftung, ethisches Handeln heisse nicht nur, die Gentechnik nach
ihren sozialen und sicherheitsrelevanten Kriterien zu hinterfragen; man müsse sich
vielmehr auch die Frage stellen, ob denn ein bewusster Verzicht auf zukunftsweisende
Behandlungsmöglichkeiten schwerer menschlicher Leiden nicht auch ethisch nicht zu
vertreten wäre. Aus diesen Gründen lehnt «Gen Suisse» jedes Verbot der Gentechnik
ab, widersetzt sich aber nicht gewisser gesetzlicher Leitplanken, die Missbräuche
verhindern sollen. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.03.1996
MARIANNE BENTELI
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Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Im Mai 2020 legte der Bundesrat dem Parlament die Änderung des KVG bezüglich der
Vergütung des Pflegematerials vor. Ziel der Vorlage war es, in Übereinstimmung mit
einer Motion der SGK-NR (Mo. 18.3710) eine einheitliche Vergütung für Pflegematerial,
das von der betroffenen Person selbst oder von Laien angewendet wird, und von
Pflegematerial, das von Pflegefachpersonen angewendet wird, einzuführen. 2017 hatte
das Bundesverwaltungsgericht die Position des Bundesrates bestätigt, wonach gemäss
dem bestehenden Gesetz die von Pflegefachpersonen verwendeten Materialien
Bestandteil der Pflegeleistung seien und nicht separat verrechnet werden dürften. Die
von den Versicherten selbst angewendeten Materialien seien hingegen separat von der
OKP zu übernehmen. 
Neu sollen die Materialien in drei Kategorien gegliedert werden: Die Kategorie A enthält
einfache Verbrauchsmaterialien mit direktem Bezug zu den Pflegeleistungen (z.B.
Handschuhe) sowie Material und Gegenstände zum Mehrfachgebrauch für verschiedene
Patientinnen und Patienten  (z.B. Blutdruckmessgeräte), diese sollen auch zukünftig
gemäss den Regeln der Pflegefinanzierung von OKP, Versicherten und Kantonen bezahlt
werden. Zur Kategorie B gehören Mittel und Gegenstände für die Untersuchung oder
Behandlung einer Krankheit gemäss MiGeL (z.B. Verbandmaterial), diese werden neu
unabhängig von der anwendenden Person durch die OKP finanziert. Auch die
Materialien der Kategorie C, Mittel und Gegenstände, die nicht von der versicherten
Person selbst oder durch eine nichtberuflich mitwirkende Person verwendet werden
können (z.B. Heimventilation), werden von der OKP übernommen. 
Die Vorlage soll eine Entlastung für Gemeinden und Kantone in der Höhe von jährlich
CHF 65 Mio. mit sich bringen und stattdessen die Gesamtkosten der OKP um 0.2
Prozent erhöhen. Da die Höhe des Bundesbeitrags an die Prämienverbilligung 7.5
Prozent der OKP-Bruttokosten beträgt, steigt auch der entsprechende Bundesbeitrag
um CHF 4.9 Mio. 

Zwischen Dezember 2019 und Februar 2020 fand die Vernehmlassung zur Vergütung
des Pflegematerials statt. Dabei gingen 126 Stellungnahmen ein. Die Kantone und mit
ihnen die GDK sowie die Leistungserbringenden sprachen sich für die Änderung aus.
Auch die CVP, EVP, FDP, GLP und SP zeigten sich mehrheitlich zufrieden, äusserten
jedoch teilweise Vorbehalte, insbesondere bezüglich der Kostenverlagerung zur OKP.
Die SVP lehnte die Vorlage ab, da sie dadurch eine Mengenausweitung ohne qualitative
Verbesserung der Pflegeleistungen befürchtete. Auch die Versichererverbände lehnten
die Vorlage ab, da sie die höheren Kosten fürchteten. 

In der Herbstsession 2020 behandelte der Nationalrat die Vorlage. Hatte sich die SVP
im Rahmen der Vernehmlassung als einzige Partei noch gegen die KVG-Änderung
ausgesprochen, stimmte auch sie der Gesetzesänderung nun zu: Einstimmig mit 189 zu
0 Stimmen nahm der Nationalrat die Vorlage an. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Im Bereich der Primar- und Mittelschulen traten die Reformbemühungen neben den
Koordinationsbestrebungen stärker in den Vordergrund. In der Frage der
Schulkoordination überliess der Bundesrat den Kantonen weiterhin die Initiative. In
seinem Bericht zum 1969 eingereichten Volksbegehren ersuchte er die eidgenössischen
Räte um eine Fristverlängerung um ein Jahr, welche von beiden Räten gutgeheissen
wurde. Einerseits sollte den Kantonen die notwendige Zeit zur Lösung der
Koordinationsfrage auf dem Konkordatsweg eingeräumt werden; anderseits erforderte
eine Revision des Schulartikels (Art. 27) der Bundesverfassung (BV), wie sie in
parlamentarischen Vorstössen verlangt worden war, länger dauernde Abklärungen. Es
sollte insbesondere das Verhältnis von Bund und Kantonen im Bildungswesen neu
überdacht werden. Dass eine solche Neukonzeption weit über den Inhalt der in der
Initiative formulierten Vorschläge hinausführen könnte, wurde im Bericht nicht
verschwiegen. Am 29. Oktober erzielten die Anhänger einer föderalistischen Lösung
einen ersten Erfolg: Die Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) einigte
sich endgültig über ein Schulkoordinationskonkordat. Die welsche Schweiz, die für 1972
die Verwirklichung der École romande vorgesehen hat, feierte die Unterzeichnung des

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.12.1970
RUTH GULLO

01.01.65 - 01.01.22 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Konkordats als wichtigstes Ereignis im Schulwesen seit der Bundesgründung. In der
deutschen Schweiz, wo die Koordinationsbestrebungen weniger erfolgreich verliefen,
klangen die Kommentare gedämpfter; indessen begrüssten weite Kreise das Konkordat
als letzte Chance des Schulföderalismus. Das Konkordat enthält die schon bekannten
Postulate des einheitlichen Schuleintrittsalters, der obligatorischen Schulpflicht von
neun Jahren und des Schuljahrbeginns zwischen Mitte August und Mitte Oktober. Diese
Forderungen sollten bis zum Beginn des Schuljahres 1973/74 verwirklicht sein. Weiter
wären zuhanden der Kantone Empfehlungen auszuarbeiten über Rahmenlehrpläne,
gemeinsame Lehrmittel, Anerkennung von Examenabschlüssen und Diplomen und
gleichwertige Lehrerausbildung. Endlich sieht der Konkordatstext vor, dass die Kantone
unter sich und mit dem Bund bei der Bildungsplanung und -forschung sowie in der
Schulstatistik zusammenzuarbeiten hätten. Die bundesrätliche Genehmigung des
Konkordats erfolgte am 14. Dezember 1970 und bis Jahresende traten auch die
Kantone Appenzell Innerrhoden und Neuenburg dem Konkordat bei. 7

Im Primar- und Mittelschulwesen rückten die dominierenden Themen der vergangenen
Jahre, die Schulkoordination und die Schulreform, in den Hintergrund. Konflikte und
Protestaktionen an Schulen blieben fast völlig aus. Im Zentrum des Interesses standen
ein sich nahezu landesweit abzeichnender Lehrerüberfluss und eine Reihe von politisch
motivierten Anstellungsverweigerungen oder Wegwahlen von Lehrkräften. Die
Anstrengungen, die auf der Basis des 1970 abgeschlossenen Schulkonkordates gemacht
worden waren, konnten nicht darüber hinwegtäuschen, dass auf
gesamtschweizerischer Ebene nur geringe Fortschritte zu verzeichnen waren. Die
Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) empfahl, den
Beginn des Unterrichts in der zweiten Landessprache auf das 4. oder 5. Schuljahr
anzusetzen; ein einheitlicher Beginn in der ganzen Schweiz ist vorläufig nicht möglich.
Schwierigkeiten bei der Einführung eines neuen, von einer Koordinationskommission
erarbeiteten Geschichtslehrmittels («Weltgeschichte im Bild») in sieben Kantonen der
Nordwestschweiz bestätigten, dass die föderative Staatsstruktur für
Koordinationsbestrebungen nach wie vor ein schwer zu überwindendes Hindernis
darstellt. Auch die Schulreformen, die allgemein nur zäh voranschritten, fanden nicht
mehr die Aufmerksamkeit der Vorjahre. Lediglich im Kanton Waadt, wo seit mehreren
Jahren in den Regionen Rolle und Vevey umfassende Schulversuche stattfinden, warfen
ein Zwischenbericht über diese Experimente und verschiedene im Kantonsparlament
beratene Reformprojekte hohe Wellen. 8

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 29.12.1975
ERNST FRISCHKNECHT

Après les votations zurichoise et thurgovienne de l'an passé, ayant conduit à
l'acceptation de l'enseignement précoce du français, le résultat du scrutin populaire
saint-gallois était attendu avec impatience. Par 63'213 non contre 39'586 oui, le
souverain du canton de Saint-Gall a refusé l'initiative «Pour une école primaire sans
enseignement d'une langue étrangère». Alors que les partisans de l'initiative – se
recrutant principalement dans les rangs des enseignants (Association cantonale,
Conférence des écoles secondaires) et de l'AdI – invoquèrent la surcharge scolaire des
enfants, ses adversaires – réunissant le gouvernement et le parlement cantonaux, le
PDC, le PRD et le PS – arguèrent de l'amélioration des capacités de communication
entre les générations et du climat politique entre les différentes régions linguistiques.
Ils firent également part de leur crainte d'un isolement langagier après les décisions de
leurs voisins zurichois et thurgovien. Cette inquiétude a par ailleurs été partagée par le
canton de Schaffhouse puisque le parlement de ce dernier a accepté – malgré
l'opposition de l'AdI et d'une partie de l'UDC – le principe de l'introduction du français
en cinquième primaire dès la rentrée scolaire de 1992/93. Rappelons qu'en 1985, le
législatif cantonal s'était montré fort sceptique quant à cette instruction, les
enseignants et les parents lui étant hostiles. 9

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.06.1989
BRIGITTE CARETTI

Unter dem Stichwort «Schulmisere» wurde im Berichtsjahr nach den Gründen für den
grassierenden Lehrermangel gefragt. Dabei drehte sich die Diskussion insbesondere
um die wachsende Belastung und Überforderung der Lehrkräfte, um die Abschiebung
der Verantwortung weg von den Eltern an die Lehrerinnen und Lehrer, um den wenig
motivierenden Spardruck sowie um die schlechten Berufsaussichten der Lehrerschaft.
An den Volksschulen waren vor allem Realschulen und Kleinklassen – bei den
weiterführenden Schulen die Fächer Mathematik, Physik und
Wirtschaftswissenschaften – vom Mangel an Lehrkräften betroffen. Laut einer Umfrage
des Verbandes «Lehrerinnen und Lehrer Schweiz» (LCH) bei den Kantonen

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 09.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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bezeichneten 13 der 14 Befragten die Lage als angespannt. Wegen Engpässen würden
ausländische Lehrkräfte angestellt oder Umteilungen zwischen den Stufen
vorgenommen. Sowohl in Zürich als auch in Bern kam es zu Proteststreiks der
Volksschullehrerschaft gegen die kantonalen Lohnpolitiken, schwierige
Arbeitsbedingungen und die Einführung zusätzlicher Pflichtstunden. Dabei sollten die
Aktionen weniger auf einzelne politische Massnahmen als vielmehr auf lang anhaltende
Missstände hinweisen – so zum Beispiel auf die Tatsache, dass immer mehr Lehrkräfte
immer häufiger unter einem Burn-out leideten. Erstmalig war eine Protestaktion von
über 2'000 Eltern und Schulkindern, die in Bern gegen die Sparmassnahmen des
Kantons im Bildungsbereich demonstrierten. In einer Petition mit 13'000 Unterschriften
forderten sie ein Rückgängigmachen des bereits erfolgten Abbaus von Lektionen und
einen Verzicht auf weitere Sparmassnahmen. 10

En septembre 2012, citoyens et cantons helvétiques ont accepté, sans hésiter, un
Nouvel article constitutionnel visant à renforcer la formation musicale en Suisse.
L’article 67a de la Constitution fédérale veille, désormais, non seulement à maintenir
une qualité haute de l’enseignement musical dans les établissements scolaires, mais
aussi à garantir l’accès à une formation musicale dans le cadre des loisirs, pour les
jeunes. Il est important de préciser qu’une telle volonté ne remet pas en question la
répartition des tâches entre Confédération et cantons. Afin de répondre à ces deux
volontés, le Département fédéral de l’Intérieur a constitué un groupe de travail.
Membres de ce groupe, l’Union des villes Suisses (UVS), l’Association des communes
suisses (ACS), l’association «jeunesse + musique», la communauté d’intérêt «Jeunesse
et musique», l’Association suisse des écoles de musique (ASEM), le Conseil suisse de la
musique (CSM), la Conférence des Hautes écoles de musique (CHEMS), l’Association
suisse des musiques (ASM) ainsi que des représentants de la Conférence des directeurs
cantonaux de l’instruction publique (EDK/CDIP) se sont penchés sur la question. A la
suite de plusieurs mois de recherche, différentes conclusions ont vu le jour. 37
propositions, dont 32 liées à des compétences fédérales, ainsi que la nécessité de
renforcer la coopération entre les différents acteurs concernés ont été mises en avant
par le groupe de travail. Au final, le Conseil fédéral détient le dernier mot. Il décidera,
dans le cadre du message culture 2016 à 2019, quelles mesures il entend appliquer.

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 21.01.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

Mittelschulen

Aufgrund des starken Anstiegs der Maturaquote von 10,6% (1980) auf 19,7% (2008)
befürchtet der Verband der Schweizer Gymnasiallehrer (VSG) ein sinkendes
Leistungsniveau an Gymnasien. In einem im Juni veröffentlichten Positionspapier
forderte der VSG, dass die Maturitätsquote im schweizerischen Durchschnitt nicht
mehr steigen dürfe, da ansonsten der uneingeschränkte Hochschulzugang gefährdet
würde. Dass die Bedenken des VSG nicht unbegründet sind, zeigte auch eine
landesweite Evaluation der Matura (Evamar II). Laut dieser Untersuchung erreichten im
Jahr 2007 in Mathematik 41,7% und in der Muttersprache 19,6% der Maturanden bei der
schriftlichen Prüfung keine genügende Note.  11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.06.2009
ANDREA MOSIMANN

Berufsbildung

Vor einem Jahr hatte die Schweizerische Vereinigung für Erwachsenenbildung (SVEB)
das Qualitätslabel „eduQua“ als Pilotprojekt in sechs Kantonen eingeführt, um Licht in
den unübersichtlich gewordenen Dschungel der Weiterbildungsangebote zu bringen. In
Zusammenarbeit mit den kantonalen Berufsbildungs- und Arbeitsämtern, dem
Bundesamt für Berufsbildung und Technologie sowie dem Seco soll das neue Label nun
landesweit etabliert und damit zur anerkannten Grundlage für behördliche Entscheide
etwa im Bereich der staatlichen Subventionierung von Weiterbildung werden. 12

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 22.01.2002
MARIANNE BENTELI
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Hochschulen

Gegen Herbst entfachte der im Rahmen des „Projet triangulaire“ gefasste Plan, die
Pharmazieausbildung auf den Standort Genf zu konzentrieren und in der leer
werdenden Lausanner Ecole de pharmacie die Genomik einzurichten, heftige
Turbulenzen und erbitterten Widerstand. Die Studenten- und Professorenschaft der
Pharmazieschule wehrten sich gegen einen Auszug aus dem erst zehnjährigen, für über
20 Mio Fr. eigens für ihre Bedürfnisse gebauten Gebäude. Solidarität erfuhren sie von
Seiten der waadtländischen Apothekerinnen und Apotheker, welche den Verlust ihres
Fachzentrums befürchteten. Grundsätzliche Bedenken am „Projet triangulaire“ meldete
schliesslich der Studentenverband Fédération des associations d’étudiants (FAE) an
und warnte vor einer Förderung der Forschung auf Kosten der Lehre, vor einer
Vernachlässigung der Geisteswissenschaften sowie vor einer ungenügenden
demokratischen Kontrolle der neuen Strukturen. Im Dezember stimmte der
Waadtländer Grosse Rat der Vorlage für das „Projet triangulaire“ zu und unterstellte
angesichts des vehement geäusserten Widerstands die Fusion der Ecole de pharmacie
dem obligatorischen Referendum. 13

KANTONALE POLITIK
DATUM: 11.10.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Pour les étudiants en médecine, le numerus clausus a été reconduit. La Conférence
universitaire suisse (CUS) a pris cette décision en invoquant l’augmentation constante
d’étudiants souhaitant rejoindre les facultés de médecine. Ce numerus clausus
concerne ainsi les universités de Bâle, Berne, Fribourg et Zurich. 14

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 20.03.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Forschung

La question de la pleine participation de la Suisse au 4e programme-cadre de
recherche et de développement de l'Union européenne a divisé la communauté
scientifique helvétique ainsi que certains milieux économiques. Les recteurs et
présidents des hautes écoles suisses ont ardemment soutenu cette participation, tout
comme celle aux nouveaux programmes de formation supérieure. En revanche, une
partie du monde scientifique a redouté, à l'instar du FNRS, que l'engagement de la
Confédération dans le 4e programme européen de recherche ne se fasse au détriment
des programmes nationaux. Estimant, par ailleurs, que la recherche communautaire
manque de rigueur et que ses gains pour la productivité industrielle suisse seraient
minimes, cinq Prix Nobel suisses ont envoyé une lettre au Conseil fédéral lui demandant
de renoncer à prendre part à ce 4e programme-cadre. Du côté des milieux
économiques, la participation ou non de la Suisse à la recherche européenne a
principalement opposé l'industrie des machines à l'industrie chimique. Si la première
l'a jugée indispensable au maintien du site de recherche suisse, la seconde a en
revanche estimé que les programmes de l'UE sont trop orientés sur la recherche
appliquée, domaine largement couvert par la recherche privée helvétique. Le Vorort
s'est quant à lui prononcé, sous certaines conditions, en faveur de la participation de la
Suisse à ce 4e programme-cadre. 15

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 12.04.1994
LIONEL EPERON

Im Dezember verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zur Teilrevision des
Bundesgesetzes über die Forschung. Die Kommission für Technologie und Innovation
(KTI) des Bundes wird zu einer verwaltungsunabhängigen Behördenkommission mit
eigenen Entscheidkompetenzen. Die Revision wurde in der Vernehmlassung
grundsätzlich begrüsst, es gab aber auch kritische Voten zum Entwurf des Bundesrates.
Die Rektorenkonferenz der Schweizer Universitäten (CRUS) und die Rektorenkonferenz
der Fachhochschulen (KFH) pochten auf mehr Unabhängigkeit für die KTI. Nach den
Vorstellungen der CRUS sollte die KTI wie der Nationalfonds als privatrechtliche Stiftung
organisiert werden. Positiv wurde die Vorlage von der SP, der CVP und den Grünen
beurteilt. Die FDP verlangte dagegen eine Überarbeitung des Entwurfs und die SVP
forderte eine Totalrevision des Forschungsgesetzes. Sie möchte insbesondere den
Aufgabenbereich der KTI einschränken. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.2008
ANDREA MOSIMANN
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Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Anders als im Vorjahr Basel-Stadt, erreichte die Stadt Zürich im Kampf gegen die als
unlauter eingestuften Werbemethoden von «Scientology» vor Bundesgericht nur einen
Teilerfolg. Im Gegensatz zum Basler Fall, wo sich die Scientologen auf die
Religionsfreiheit berufen hatten, machten sie nun die Gewerbefreiheit geltend, um
weiterhin in der Öffentlichkeit Propagandamaterial für ihre Kurse verteilen zu dürfen.
Die Lausanner Richter befanden, Zürich könne die Verteilung von Werbeprospekten
zwar gewissen Bedingungen unterstellen, nicht aber generell verbieten. Im Gegensatz zu
Deutschland und Frankreich, wo die Aktivitäten von «Scientology» wegen
nachweislicher Unterwanderung von Behörden und Gesellschaft seit mehreren Jahren
vom Staatsschutz eng überwacht werden, kam das Bundesamt für Polizei zum zweiten
Mal nach 1998 zum Schluss, es dränge sich keine besondere Beobachtung im Hinblick
auf die innere Sicherheit des Staates auf.
Überraschend erteilte der Zürcher Bildungsrat der Scientology-Privatschule Ziel
(Zentrum für individuelles und effektives Lernen) eine generelle Bewilligung zum Führen
einer Schule für Kinder und Jugendliche, obgleich das Bundesgericht 1997 die aus
Scientologen zusammengesetzte Trägerschaft als nicht vertrauenswürdig bezeichnet
hatte. 17

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 16.12.2000
MARIANNE BENTELI

Sprachen

Die EDK konnte sich erneut nicht auf eine verbindliche Fremdsprachenregelung
einigen. 15 Kantone votierten für eine regionale Lösung (Ost- und Zentralschweiz,
Westschweiz und Kantone an der Sprachgrenze), einer stimmte dagegen, acht
enthielten sich der Stimme. Damit wurde die für einen bindenden Entscheid
notwendige Zweidrittelsmehrheit knapp verfehlt. Nach dem Scheitern einer
Konsenslösung bleibt es den Kantonen überlassen, welcher Fremdsprache sie die
Priorität einräumen wollen. Mit den im Berichtsjahr von weiteren Kantonsregierungen
(Bern und Schaffhausen) gefällten Entscheiden zeichneten sich zwei
«Sprachenteppiche» im Primarschulunterricht ab: In der Westschweiz und in den
Deutschschweizer Kantonen entlang der Sprachgrenze wird vorderhand noch Deutsch
resp. Französisch als erste Fremdsprache unterrichtet, der Rest des Landes wechselt in
den nächsten Jahren zu Englisch.
Auch Uri, das 1994 als einziger Kanton Frühitalienisch eingeführt hatte, gibt ab dem
Schuljahr 2004/2005 Frühenglisch den Vorzug.
Der Kanton Tessin will auf ein gleichberechtigtes Erlernen von Französisch (1.
Fremdsprache), Deutsch und Englisch setzen, allerdings löst auch hier Englisch als 2.
Fremdsprache Deutsch ab. 18

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 06.12.2001
MARIANNE BENTELI

Insgesamt 31 Stellungnahmen gingen zu den Vorschlägen der EDK betreffend Förderung
des Italienischunterrichts an Mittelschulen ein. Neben den Kantonen, welche mit
Ausnahme des Kantons Appenzell Ausserrhoden allesamt Stellung bezogen, äusserten
sich auch das Fürstentum Liechtenstein, der Dachverband der Lehrerinnen und Lehrer
der Schweiz (LCH), der Verein Schweizerischer Gymnasiallehrerinnen und
Gymnasiallehrer (VSG), dessen Fachverband der Italienischlehrerinnen und -lehrer
(ASPI), die Konferenz der Schweizerischen Gymnasialrektorinnen und -rektoren (KSGR)
sowie die Schweizerische Zentralstelle für die Weiterbildung der
Mittelschullehrpersonen (WBZ CPS). Die Empfehlung, dass jeder Schülerin und jedem
Schüler die Möglichkeit offen stehen soll, Italienisch als Maturitätsfach zu belegen – bei
fehlenden Kapazitäten durch Zusammenarbeit mit benachbarten Gymnasien –, stiess
auf breite Zustimmung. Einzig vier Kantone, namentlich Glarus, St. Gallen, Wallis und
Zug, lehnten die Empfehlungen als solches ab, da sie diese als nicht praktikabel
erachteten. Die Anhörungsteilnehmer verstanden die Empfehlungen ebenso wie die
EDK als Beitrag zur Sprachendiskussion sowie als Zeichen für den nationalen
Zusammenhalt. 19

KANTONALE POLITIK
DATUM: 22.01.2015
MARLÈNE GERBER
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Verbände

Jahresrückblick 2021: Verbände

2021 wurde die Verbandslandschaft in der Schweiz wie schon im Vorjahr wesentlich
durch das Coronavirus und die Massnahmen zu dessen Bekämpfung geprägt. So
versuchten die Dachverbände der Arbeitgebenden und der Gewerkschaften wie auch
zahlreiche Branchenverbände wiederholt mit Positionsbezügen auf die Pandemiepolitik
der Behörden Einfluss zu nehmen. Während in der Unterstützung für Hilfsgelder und
Kurzarbeit im Grossen und Ganzen Einigkeit zwischen Gewerkschaften und Verbänden
der Arbeitgebenden aus verschiedenen Branchen herrschte, traten bei anderen
Massnahmen deutliche Interessengegensätze zutage. Besonders stark profilierte sich in
der Öffentlichkeit GastroSuisse mit seinem Präsidenten Casimir Platzer, der sich im
Frühjahr immer wieder mit markigen Worten gegen die Schliessung der Innenräume von
Gastbetrieben und im Herbst gegen die Zertifikatspflicht in Restaurants äusserte. Diese
Forderungen brachten Platzer nicht nur mit manchen Gegenstimmen aus den eigenen
Reihen in Konflikt, sondern auch mit Economiesuisse und dem Schweizer
Arbeitgeberverband (SAV): Die beiden Dachverbände befürworteten die
Zertifikatspflicht, forderten aber vom Bundesrat verbindliche Aussagen darüber, ab
welchen Impfquoten er welche Lockerungsschritte ausrufen werde. Der
Gewerbeverband (SGV) gab wie der SAV und Economiesuisse bei beiden Abstimmungen
über das Covid-19-Gesetz die Ja-Parole heraus, markierte aber ansonsten grössere
Distanz zu den Massnahmen des Bundes.
Auch die Gewerkschafts-Dachverbände SGB und Travail.Suisse unterstützten die
beiden Covid-Vorlagen. Darüber hinaus wiesen die Gewerkschaften immer wieder auf
die zentrale Bedeutung der Kurzarbeit, des Erwerbsersatzes und der
Unterstützungsgelder für betroffene Unternehmen hin, um die sozialen und
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie zu begrenzen. Mit der Argumentation, dass ein
vorsichtiger Weg letztlich schneller aus der Krise führe, mahnten SGB und Travail.Suisse
bei Diskussionen über Massnahmenlockerungen meist zu behutsamen Schritten. Zu
ihren Hauptforderungen zählten im Weiteren die Umsetzung und Kontrolle von
Schutzkonzepten am Arbeitsplatz sowie die Sicherstellung der Fürsorgepflicht der
Arbeitgebenden auch im Homeoffice.

Eine strikte oder sogar absolute Beachtung individueller Freiheitsrechte und ein
verhältnismässiges Vorgehen des Staats gehörten zu den Hauptforderungen mehrerer
politischer Gruppierungen, die im Zuge der Proteste gegen die Covid-19-Massnahmen
entstanden und in der öffentlichen Debatte teilweise starke Beachtung fanden. Zu den
prominentesten dieser neuen Organisationen zählten die «Freunde der Verfassung»,
die im Herbst 2021 bereits über 12'000 Mitglieder zählten und die gleich bei mehreren
Referenden und Initiativen eine bemerkenswerte Fähigkeit zum Sammeln von
Unterschriften an den Tag legten. Weitere Organisationen, die sich zu Sprachrohren der
Covid-Protestbewegung entwickelten, waren die an die jüngere Generation gerichtete
Gruppierung «Mass-voll!», das «Aktionsbündnis Urkantone für eine vernünftige
Corona-Politik» sowie die «Freiheitstrychler». Auch wenn es zwischen diesen
Organisationen bisweilen Differenzen über Inhalte und Stil gab, waren sie in ihrer
Opposition gegen das Covid-19-Gesetz und gegen dessen zweite Revision geeint; sie
unterlagen indessen in beiden Volksabstimmungen klar.

Aber auch unabhängig von der Pandemie machten Verbände und Organisationen im
Jahr 2021 von sich reden, so beispielsweise die Operation Libero, die sich gleich zu
Beginn des Jahres mit einem medienwirksamen Crowdfunding erfolgreich aus einem
Engpass bei der Finanzierung ihrer Fixkosten befreite, im Oktober mit Sanija Ameti eine
profilierte neue Co-Präsidentin präsentierte und kurz darauf zusammen mit den
Grünen eine Volksinitiative für eine engere Zusammenarbeit der Schweiz mit der EU
ankündigte.

Eher gegen den eigenen Willen geriet im Herbst die Gewerkschaft Unia in die
Schlagzeilen, weil der beträchtliche Umfang ihres Vermögens bekannt wurde. Die Unia
musste sich in der Folge gegen verschiedene Kritikpunkte verteidigen. Die Diskussion
befeuerte aber auch übergeordnete Debatten, die bereits davor am Laufen gewesen
waren, namentlich jene um eine angemessene Transparenz in der Politikfinanzierung
und jene um eine korrekte Abgeltung der Sozialpartner für ihre quasistaatlichen

BERICHT
DATUM: 31.12.2021
HANS-PETER SCHAUB
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Aufgaben bei der Kontrolle der Einhaltung allgemeinverbindlicher
Gesamtarbeitsverträge.

Auf der Seite der Arbeitgeber-Dachverbände bekannten sich Economiesuisse, der SGV
und der SAV 2021 zum Ziel, in Zukunft eine stärkere und harmonischere
Zusammenarbeit zugunsten der gemeinsamen Interessen zu pflegen. Das Bekenntnis ist
als Neuanlauf zu werten, nachdem in den Vorjahren – etwa vor der Abstimmung zur
Konzernverantwortungsinitiative Ende 2020 – beträchtliche Spannungen zwischen SGV
und Economiesuisse zutage getreten waren und sich die Wirtschaftsverbände bei
verschiedenen Volksabstimmungen nur mit Mühe oder gar nicht hatten durchsetzen
können. Dasselbe war im Jahr 2021 namentlich bei den Abstimmungen über das
Freihandelsabkommen mit Indonesien und das E-ID-Gesetz der Fall.

Auch andere Verbände engagierten sich mit wechselndem Erfolg in
Abstimmungskämpfen. So konnte etwa der Bauernverband nach einer von ihm
angeführten Kampagne, die zu einer aussergewöhnlich starken Mobilisierung der
ländlichen Bevölkerung beitrug, im Juni die Ablehnung der Trinkwasserinitiative und der
Pestizidinitiative feiern. Intern gespalten war bei der Parolenfassung zur
Trinkwasserinitiative der Interessenverband der biologischen Landwirtschaft BioSuisse,
eine Mehrheit seiner Delegierten entschied sich schliesslich für eine Nein-Empfehlung;
die Pestizidinitiative wurde von BioSuisse hingegen unterstützt. Bei der Ablehnung des
CO2-Gesetzes gehörten Verbände des Autogewerbes und der Erdölindustrie, der
Hauseigentümerverband und GastroSuisse zu den Siegern. Die Gewerkschaften
wiederum konnten mit der Ablehnung des E-ID-Gesetzes und der Annahme der vom
Berufsverband der Pflegefachleute (SBK) lancierten Pflegeinitiative Erfolge feiern; dies
ist umso bemerkenswerter, als davor noch nie in der Schweizer
Abstimmungsgeschichte eine gewerkschaftlich initiierte Volksinitiative an der Urne
angenommen worden war. Auf ähnlich erfolgreiche Kampagnen in der Zukunft hoffen
nebst der Operation Libero mit der oben erwähnten Europainitiative auch GastroSuisse
mit seiner im März angekündigten Volksinitiative für «gerechte Entschädigungen» in
künftigen Pandemiefällen sowie die GSoA mit ihrer Volksinitiative «Stopp F-35», welche
die vom Bund geplante Beschaffung von Kampfflugzeugen des Typs F-35 unterbinden
soll und für die 2021 bereits die Unterschriftensammlung begann.

Der Anteil der Verbände an der Presseberichterstattung bewegte sich 2021 auf
ähnlichem Niveau wie in den beiden Vorjahren (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). Im Jahresverlauf nahmen Verbände zwischen
September und November am meisten Raum ein (vgl. Abbildung 1). Dies hatte zum einen
mit der Berichterstattung zum Unia-Vermögen und zum SBK als Initiant der
Pflegeinitiative zu tun. Noch mehr trug die Kategorie «Andere Verbände» bei, von
denen neben der Operation Libero und GastroSuisse vor allem Gruppierungen der
Klimabewegung – unter anderem mit Protestaktionen von Extinction Rebellion und
einer Klage der Klimaseniorinnen – in der Presse von sich reden machten. 20
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